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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Ludwig Elm, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Einsetzung einer unabhängigen Experten-Kommission zur Geschichte der DDR, 
der Bundesrepublik Deutschland und des deutschen Einigungsprozesses seit 1990 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Enquete-Kommission des 12. Deutschen Bundestages 
„Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur 
in Deutschland"' hat in ihrem Abschlußbericht auf eine Emp- 
fehlung zur Weiterführung der Arbeit in einer erneuten 
Enquete-Kommission in der 13. Legislaturperiode verzichtet. 
Im Abschnitt „Erfahrungen, Erkenntnisse und Empfehlun- 
gen der Enquete-Kommission" heißt es: 

„Ohne Zweifel hätte es die Enquete-Kommission überfor- 
dert, wenn von ihr eine umfassende Geschichtsschrei- 
bung erwartet worden wäre. Diese muß ohnehin Sache 
der Historiker bleiben. " 

„Die Enquete-Kommission macht . . . darauf aufmerksam, 
daß durch verständnislose, unsensible , Vergangenheits- 
bewältigung' gegenseitige Vorurteile unter den Deut- 
schen in Ost und West Wiederaufleben oder neu ent- 
stehen können. " 

„Es bedarf künftig einer ebenso systematischen wie ein- 
fühlsamen Forschungsarbeit, um die Geschichte der Ver- 
haltensweisen der Menschen unter den Bedingungen der 
SED-Diktatur in ihrer Kompliziertheit und Vielschichtig- 
keit aufzuarbeiten." 

(Quelle: Bericht der Enquete-Kommission „Aufarbeitung 
von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutsch- 
land", S. 279). 

Entgegen diesen abschließenden Einsichten war die Arbeit 
der Enquete-Kommission jedoch von Anfang an und durch- 
gängig in wissenschaftlich nicht haltbarer Weise von poli- 
tischen Zielvorgaben geprägt. Zu diesen Zielvorgaben ge- 
hörte, den Nachweis vom nahtlosen Übergang von einer 
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Diktatur zur nächsten im Osten Deutschlands zu führen, die 
Richtigkeit der These vom „Unrechtsstaat von Anfang an" 
zu beweisen und an der Behauptung von der durchgängigen 
Ablehnung des politischen Systems in der DDR durch die 
Mehrheit der Bevölkerung festzuhalten. 

Die Enquete-Kommission des 12. Deutschen Bundestages 
hat den Beweis angetreten, daß eine solche Kommission 
zwar partiell zu richtigen Einsichten gelangen kann, aber 
auf Grund ihrer parteipolitischen Bestimmtheit ungeeignet 
ist, den notwendigen Beitrag zur vorurteilslosen Aufarbei- 
tung der Geschichte zu leisten. 

2. Das Verständnis der unterschiedlichen politischen, sozialen 
und kulturellen Entwicklung in Ost- und Westdeutschland 
und der Verlauf des deutschen Einigungsprozesses seit 1990 
haben eine erhebliche Bedeutung für die Einschätzung der 
heutigen Situation und die Vorbereitung angemessener Ent- 
scheidungen für die Zukunft. Alle politisch verantwortlichen 
Kräfte sind auf die entsprechenden geschichts-, sozial- und 
politikwissenschaftlichen Untersuchungen unmittelbar an- 
gewiesen. Dies gilt insbesondere für die Notwendigkeit, 
solche Daten und Folgerungen zu ermitteln, die dem wider- 
spruchsvollen inneren Einigungsprozeß, der Gleichbehand- 
lung von Ost- und Westdeutschen gemäß dem Gleichheits- 
gebot des Grundgesetzes und damit dem besseren gegen- 
seitigen Verstehen in höherem Maße dienlich sind als ver- 
schiedene bisherige, vorwiegend partei- und tagespolitisch 
dominierte Ambitionen und Aktivitäten. 

II. Deshalb ist durch den Deutschen Bundestag anstelle einer 
erneuten Enquete-Kommission eine Experten-Kommission zu 
berufen, die als unabhängig konstituiertes Gremium Wissen- 
schaftlerinnen und Wissenschaftler aus Ost und West sowie 
verschiedener Disziplinen und Institutionen vereint. Sie sollte 
Erwartungen und Empfehlungen des Bundestages aufgreifen. 
Diese sind in entsprechende Arbeitsrichtungen und Projekte 
ebenso einzubeziehen wie eigene und von Fachleuten und 
Zeitzeugen angeregte Themen. Der Bundestag fördert die 
Arbeit der Kommission, die öffentlichkeitswirksame Vermitt- 
lung ihrer Ergebnisse und deren Nutzung für politische Ana- 
lysen und Schlußfolgerungen. Er nimmt jährliche Zwischen- 
berichte und einen Abschlußbericht gegen Ende der 
Legislaturperiode entgegen und berät und beschließt über die 
darin unterbreiteten Empfehlungen. 

Die Arbeit der Experten-Kommission sollte nach Ende der 
13. Legislaturperiode in einer Stiftung fortgesetzt werden. 

Zu den Grundsätzen der im Auftrag des Bundestages wirksam 
werdenden unabhängigen Experten-Kommission sollte es ge- 
hören, daß alle wesentlichen Prozesse und Zusammenhänge 
der vom Jahr 1945 ausgehenden gesamtdeutschen Geschichte 
in den Blick genommen werden. Aus dieser Perspektive ist 
über Schwerpunkte und Einzelvorhaben zu entscheiden. Die 
isolierte Betrachtung der DDR und ihrer Nachwirkungen im 
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deutschen Einigungsprozeß würde nur die Einseitigkeiten bis- 
heriger geschichtsideologischer Bemühungen fortsetzen und 
vertiefen. Insbesondere sind die totalitarismustheoretisch 
begründeten Bestrebungen einer weitgehenden Gleichsetzung 
von NS-Diktatur und DDR ungeeignet, ein wahrheitsgemäßes 
Gesamtbild des zweiten deutschen Staates zu zeichnen und 
den Lebenswegen und Leistungen seiner Bürgerinnen und 
Bürger eine gerechte Beurteilung zuteil werden zu lassen. 

Es ist darüber hinaus notwendig, die Einbindung beider deut- 
scher Staaten in die sich weltweit gegenüberstehenden histo- 
risch-politischen, wirtschaftlichen und militärischen Bündnisse 
und Paktsysteme und die darin begründete gleichzeitige inten- 
sive Wechselwirkung ihrer Politik und Ideologie zum Arbeits- 
grundsatz zu machen. 

Bonn, den 1. Juni 1995 

Dr. Ludwig Elm 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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